
Zustellung eine Urkunde aufzunehmen ist, während 
§ 191 ZPO festlegt, welche Angaben die Zustellungs­
urkunde zu enthalten hat. Diese Zustellungsurkunde lag 
dem Gericht vor. Somit bestand für den 1. Senat des 
Stadtgerichts keine Veranlassung, auf den Schriftsatz 
der Ehefrau des Verklagten Erkundungen einzuholen. 
Sofern Einwände gegen die ordnungsgemäße Zustellung 
erhoben werden, können sie nur von der Partei erhoben 
werden, gegen die das Versäumnisurteil ergangen ist, 
wenn sie im Termin erscheint.

Die Zustellung ist aber auch als erfolgt anzusehen: 
Wenn eine Person in der Wohnung nicht angetroffen 
wird, so kann gern. § 181 ZPO die Zustellung an eine 
der Familie angehörende Person erfolgen. Die Erklä­
rung der Ehefrau des Verklagten vom 22. November 
1955 ergibt, daß sie in den Besitz der Ladung und 
Klageschrift gekommen ist. Die Zustellung ist als 
in dem Zeitpunkt bewirkt anzusehen, in dem ihr die 
Ladung und Klage zugegangen ist (§ 187 ZPO).

Die an die Ehefrau vorgenommene Ersatzzustellung 
ist nach § 181 ZPO zulässig. Auf ihre weitere Erklä­
rung, daß ihr Ehemann sich vermutlich in Westdeutsch­
land aufhalte, kommt es nicht an. Es ist auch unbeacht­
lich, daß die Ehefrau des Verklagten den ihr zugestell­
ten Brief ungeöffnet nach einer Woche an das Gericht 
zurückgesandt hat. Hätte die Ehefrau des Verklagten 
bei ihrer Anwesenheit in der Wohnung die Annahme 
der Zustellung verweigert, so wäre nach § 186 ZPO zu 
verfahren gewesen, d. h. der Postbote hätte den zuzu­
stellenden Brief zurücklassen müssen. Es wäre daher 
das gleiche Ergebnis erreicht worden und die Zustellung 
ebenfalls ordnungsgemäß erfolgt. Wenn der Verklagte 
für den Fall seiner Abwesenheit keine Vorsorge ge­
troffen hat, so muß er mit den sich hierdurch evtl, er­
gebenden Nachteilen rechnen.

Da die Zustellung entsprechend den gesetzlichen Be­
stimmungen der §§ 181, 187 ZPO an die Ehefrau ord­
nungsgemäß erfolgt ist, lag für den 1. Zivilsenat des 
Stadtgerichts kein Grund vor, der Klägerin das Ver­
säumnisurteil zu versagen.

A n m e r k u n g :
Die Entscheidung des Kammergerichts wirft eine 

Frage grundsätzlicher Bedeutung auf. Aus ihr wird er­
sichtlich, daß es Unklarheiten über das Wesen und den 
Charakter der Zustellung gibt. Die in den Gründen des 
Beschlusses getroffenen Feststellungen können nicht 
unwidersprochen bleiben.

Im vorliegenden Fall erfolgte die Zustellung durch 
die Post, daher ist § 195 ZPO zu beachten, der be­
stimmt, daß die Zustellung durch den Postbediensteten 
gemäß §§ ISO—186 zu erfolgen hat. Bei Prüfung der 
erwähnten gesetzlichen Bestimmungen hätte das 
Kammergericht also niemals zu der Auffassung 
kommen dürfen, daß die Zustellung des Briefes deshalb 
ordnungsgemäß erfolgt sei, weil die Postzustellungs­
urkunde dem Stadtgericht vorlag.

Diese Urkunde soll schließlich nur den Nachweis 
über die erfolgte Zustellung erbringen und kann auf 
keinen Fall die Überprüfung und Kontrolle der Zu­
stellung ausschließen. Die ordnungsgemäße Zustellung 
ist ein Vorgang, der durch die gesetzlichen Normen be­
schrieben und festgelegt wird, während die Postzu­
stellungurkunde lediglich als Hilfmittel den Beweis für 
das Handeln nach der gesetzlichen Norm erbringen 
soll. Dieses Beweismittel kann selbstverständlich jeder­
zeit entkräftet werden.

Die Zustellung erfolgt gern. § 170 ZPO durch die 
Übergabe des zuzustellenden Schriftstückes. Dies war 
im vorliegenden Fall nicht geschehen. (Die gleichzeitig 
mit dem den Antrag auf Erlaß eines Versäumnisurteils 
zurückweisenden Beschluß vom Stadtgericht ange­
ordnete Überprüfung der Zustellung ergab, daß die Be­
urkundung der Übergabe der Ladung und Klageschrift 
an den Beklagten durch den Briefzusteller falsch war; 
der Brief wurde tatsächlich nicht übergeben, sondern 
durch den Briefschlitz der Wohnungstür gesteckt.) Es 
war also keine ordnungsgemäße Zustellung erfolgt und 
das Kammergericht hätte den Beschluß des Stadt­
gerichts nicht deshalb aufheben dürfen, weil es der 
Meinung war, dem Beklagten wurde der Brief mit 
Ladung und Klageschrift ordentlich zugestellt. Im

übrigen negiert das Kammergericht mit dieser Begrün­
dung auch die erzieherische Bedeutung der Entschei­
dung des Stadtgerichts für die Postzusteller.

Aus der Handlung der Ehefrau des Beklagten eine 
Ersatzzustellung zu konstruieren, widerspricht allen 
gesetzlichen Bestimmungen, und der Begründung des 
Beschlusses kann deshalb auch insoweit nicht gefolgt 
werden. Ganz abgesehen davon, daß gern. § 181 ZPO an 
einen Familienangehörigen zugestellt, d. h. übergeben 
werden muß, was — wie ausgeführt — nicht geschah, 
kommt § 1 8 7  ZPO überhaupt nicht in Betracht, da die 
Ehefrau nicht Prozeßpartei war und § 187 ZPO nur 
Zustellungen an Prozeßbeteiligte erfaßt. Auch finden 
für Postzustellungen gern. § 1 9 5  ZPO nur die Bestim­
mungen der §§ 180—186 ZPO Anwendung.

Zu prüfen war allerdings, ob das Stadtgericht die 
Verhandlung gern. § 337 ZPO vertagen konnte, um den 
Beklagten neu zu laden. Diese Möglichkeit hätte be­
standen, wenn das Stadtgericht sachlich zuständig ge­
wesen wäre. Infolge der Zurücknahme der Klage bis auf 
einen Anspruch in Höhe von 500 DM mußte aber auch 
davon abgesehen werden. Zweifellos ging das Stadt­
gericht bei der Verkündung des den Antrag auf Erlaß 
eines Versäumnisurteils zurückweisenden Beschlusses 
von dieser Überlegung nicht aus, denn sonst wäre die 
Überprüfung der Zustellung nicht angeordnet worden.

Zusammenfassend kann also festgestellt werden:
1. Zustellungen an Personen, die ihren Wohnsitz 

unter Nichtbeachtung der polizeilichen Meldevorschrif­
ten verlassen haben, müssen in gesetzlicher Form er­
folgen. Sie können auch durch Niederlegung gern. § 1 8 2  
ZPO vorgenommen werden, falls der Adressat unter 
der bezeichneten Anschrift polizeilich gemeldet ist. 
Dieser hat selbst für Nachteile einzustehen, die evtl, 
dadurch eintreten, daß er beim Verlassen seiner Woh­
nung nicht dafür Sorge getragen hat, daß ihm seine 
Post nachgesandt wird.

2. Die Richtigkeit des Nachweises der ordnungsmäßi­
gen Zustellung durch die Postzustellungsurkunde kann 
entkräftet werden. Entscheidend ist die Tatsache des 
Zustellungsaktes und nicht die zum Nachweis desselben 
vorliegende Postzustellungsurkunde. Bestehen Zweifel 
über die ordnungsmäßige Zustellung, kann das Gericht 
den Antrag auf Erlaß eines Versäumnisurteils nicht 
zurückweisen, sondern muß gern. § 337 ZPO verfahren 
und zum Zwecke der erneuten Ladung den Termin 
vertagen.

3. Wird die Klage vor dem Stadtgericht bis auf einen 
Anspruch von weniger als 3000 DM zurückgenommen, 
so ist das Stadtgericht unzuständig und muß unter Be­
achtung des § 139 ZPO den Kläger auf die Stellung 
eines Verweisungsantrags hinweisen.

Georg R i e d e l ,
Richter am Stadtgericht von Groß-Berlin

§§ 268, 272 Abs. StPO; §§ 325, 331 ZPO.
1. Zur Frage der Schlüssigkeitsprüfung bei Erlaß 

eines Versäumnisurteils.
2. Über das Verhältnis einer Zivilklage zu einem 

vorangegangenen Verfahren nach § 268 StPO.
KG, Urt. vom 19. Januar 1956 — Zz 27/55.

Die Verklagte war in der Zelt vom 6. Oktober 1853 bis zum 
24. April 1954 bei der Klägerin als Verkäuferin beschäftigt. 
Durch die wegen eines am 27. März 1954 begangenen Dieb­
stahls von 10 DM einsetzenden Ermittlungen wurde festgestellt, 
daß die Verklagte zusammen mit ihrer Kollegin mehrfach 
Gelddiebstähle ausgeführt hat.

Durch Urteil des Stadtbezirksgerichts vom 2. August 1954 
wurden beide Verkäuferinnen wegen gemeinschaftlichen und 
fortgesetzten Diebstahls zum Nachteil von gesellschaftlichem 
Eigentum zu einer Gefängnisstrafe verurteilt. Beide sind in­
folge ihrer materiellen Verantwortlichkeit weiterhin als 
Gesamtschuldner verurteilt worden, an die Klägerin Schadens­
ersatz in Höhe von 200 DM zu zahlen.

Die Klägerin hat beim Sladtbezirksarbeitsgericht beantragt, 
die Verklagte zum Schadensersatz in Höhe von 2694,04 DM zu 
verurteilen. Sie hat vorgetragen, daß das Stadtbezirksgericht 
zwar die Höhe der entwendeten Beträge nach dem Geständnis 
der Verklagten auf 200 DM bemessen und im Urteil entspre­
chend erkannt habe, daß es aber nicht darauf ankomme, was 
die Verklagte zugegeben habe, sondern der veruntreute Be­
trag zugrunde zu legen sei.

Im Termin vom 23. Dezember 1954 hat die Klägerin ihren 
Anspruch auf 1846,30 DM nebst 4 Prozent Zinsen seit dem 
29. Oktober 1954 ermäßigt und, da die Verklagte im Termin 
nicht erschienen war, ein entsprechendes Versäumnisurteil er­
wirkt.
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